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§ 316a
(1) Wer zur Begehung von Raub oder räuberischer 
Erpressung (§ 255) einen Angriff auf Leib, Leben 
oder Entschlußfreiheit des Eührers eines Kraftfahr­
zeuges oder eines Mitfahrers unter Ausnutzung der 
besonderen Verhältnisse des Straßenverkehrs unter­
nimmt, wird mit Ereiheitsstrafe nicht unter fünf 
Jahren, in besonders schweren Fällen mit lebenslan­
ger Freiheitsstrafe bestraft.

(2) Das Gericht kann die Strafe nach seinem Er­
messen mildern (§ 15) oder von einer Bestrafung 
nach dieser Vorschrift absehen, wenn der Täter aus 
freien Stücken seine Tätigkeit aufgibt und den Erfolg 
abwendet. Unterbleibt der Erfolg ohne Zutun des 
Täters, so genügt sein ernstliches Bemühen, den Er­
folg abzuwenden.

§ 316 b
(1) Wer vorsätzlich den Betrieb
1. einer Eisenbahn, der Post oder dem öffentlichen 

Verkehr dienender Unternehmen oder Anlagen,
2. einer der öffentlichen Versorgung mit Wasser, 

Licht, Wärme oder Kraft dienenden Anlage oder 
eines für die Versorgung der Bevölkerung lebens­
wichtigen Unternehmens oder

3. einer der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit 
dienenden Einrichtung oder Anlage dadurch verhin­
dert oder stört, daß er eine dem Betrieb dienende 
Sache zerstört, beschädigt, beseitigt, verändert oder 
unbrauchbar macht oder die für den Betrieb be­
stimmte elektrische Kraft entzieht, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

vgl. § 103 (bei § 87 StGB West)

1. Abschnitt \
Brandstiftung und andere gemeingefährliche I 

Straftaten /

§ 191
Beeinträchtigung der Brand- oder 

Katastrophenbekämpfung 
Wer vorsätzlich
1. Warn-, Melde- oder Alarmanlagen oder andere 

Einrichtungen oder Geräte, die der Brand- oder Ka­
tastrophenbekämpfung dienen, zerstört, beschädigt, 
. . . (bei § 360 Nr. 11 StGB West), entfernt, zweck­
widrig mit ihnen umgeht oder ihre Benutzung auf 
andere Weise erschwert oder verhindert;

2 .  . . .  (bei § 360 Nr. 11 StGB West)
3. .. . (nach § 314 StGB West)

und dadurch vorsätzlich oder fahrlässig Maßnah­
men zur Verhütung oder Bekämpfung von Bränden 
oder Katastrophen beeinträchtigt, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung 
auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem 
Tadel bestraft oder von einem gesellschaftlichen Or­
gan der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen.

Anmerkung:
Handlungen, die Maßnahmen zur Verhütung oder 
Bekämpfung von Bränden oder Katastrophen ge­
ringfügig beeinträchtigen, können als Ordnungswid­
rigkeit verfolgt werden.


